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Die konformistische Rebellion

Die »Alternative für Deutsch-
land« (AfD) wäre ebenso erfol-
greich, wenn die »besorgten«
Bürgerinnen und Bürger andere
»Sorgen« hätten. Schließlich hal-
ten 79 Prozent der AfD-Wähler
ihre wirtschaftliche Situation so-
gar für gut bis sehr gut.

n LOTHAR GALOW-BERGEMANN
Wirtschaftlich  schlecht  geht  es  den
meisten  nicht,  die  die  AfD  wählen.
Oder auch gleich die NPD, wie bei den
hessischen Kommunalwahlen,  in  den
Orten,  wo sie  nicht  kandidierte.  Die
Menschen  sind  vom  Ressentiment
getrieben,  egal  ob  sie  mehr  oder
weniger Geld in der Tasche haben. Ei-
gentlich  sollte  das  niemanden  über-
raschen,  am  wenigsten  Linke.  Seit
langem ist  bekannt,  dass ein Viertel
aller  Gewerkschaftsmitglieder  recht-
sextreme  Thesen  teilt,  völlig  unab-
hängig davon, ob gerade Krisen- oder
Konjunkturzeiten sind. Um das zu wis-
sen, braucht man im Prinzip genau so
wenig  eine  Untersuchung  der  Han-
s-Böckler-Stiftung  wie  es  einer  Um-
frage  von  TNS Infratest  im  Auftrag
des  Spiegel  bedurft  hätte,  um  die
Volksseele zu kennen. Es genügen ein
wenig  Erfahrung  und  ein  wacher
Blick.  Doch  für  manche  kann  nicht
sein, was nicht sein darf. »Die Aufnah-
mebereitschaft  in  einer  Gesellschaft
mit breitem Wohlstand wäre natürlich
höher als in einem Land, in dem die
Mittelschicht seit Jahren Abstiegsäng-
ste hat und die Armut wächst«, meint
etwa  Sahra  Wagenknecht,  Frak-
tionsvorsitzende  der  Linkspartei.  Ja
sicher, da fällt einem doch gleich die

Schweiz ein. Das Land mit einem der
weltweit  höchsten  Lebensstandards
und den fremdenfeindlichen Volksabs-
timmungen, wo erst kürzlich über 40
Prozent bereit waren, »zur Durchset-
zung  der  Ausschaffung  krimineller
Ausländer«  ganz  offen  mit  dem
Rechtsstaat  zu  brechen.

Zweifelsohne  geht  es  vielen  in
Deutschland  schlecht.  Forderungen
nach  bezahlbaren  Wohnungen,
höherem Mindestlohn und mehr Kin-
dergartenplätzen  verstehen  sich  de-
shalb  von  selbst.  Man  sollte  sich
allerdings  nicht  einbilden,  dass  es
auch nur eine Rassistin weniger gäbe,
wenn diese Forderungen erfüllt wür-
den.  Das  eine  hat  mit  dem  andern
nichts zu tun. Der Rassistin ist es sch-
lichtweg wurscht,  dass es besonders
vielen  von  denen  schlecht  geht,  die
keine  deutsche  Staatsbürgerschaft
oder wenigstens Aufenthaltsgenehmi-
gung besitzen. Ihr Land der Träume
sieht so aus: bezahlbare Wohnungen,
höherer  Mindestlohn,  mehr  Kinder-
gartenplätze –  und Flüchtlinge raus.
Sozial  soll  es  schon  zugehen,  aber
bitteschön auch national.

Es gibt keine »Flüchtlingskrise«, denn
die Flüchtlinge verursachen sie nicht.
Sie  sind  lediglich  eine  Heraus-
forderung,  die  nüchtern  betrachtet
leicht zu schultern wäre. Erst die ras-
sistische Reaktion auf sie schafft die
Krise. Viele lassen jede Maske von An-
stand und Menschlichkeit fallen, nur
weil  ein  kleiner  Bruchteil  der  Opfer
von Terror,  Krieg  und Elend in  der
reichsten  Region  der  Welt  Schutz
sucht. Die AfD verdankt ihren Erfolg
der  verbreiteten  inneren  Haltung
»Sollen  die  doch  verrecken,  Haupt-

sache unsere Turnhalle ist auf.« Die
Schießbefehl-Parolen haben der Partei
nicht  geschadet.  Ganz im Gegenteil,
ihre  Umfragewerte  stiegen  danach
weiter. Vor dem Hintergrund so genan-
nter »Bürgerwehren«, in der sich ein
Teil ihrer Wählerschaft organisiert, ist
besonders alarmierend, dass im Pro-
grammentwurf  für  den  AfD-Bundes-
parteitag steht, der Staat »muss nicht
nur ertragen können, dass Bürger le-
gal  Waffen  erwerben  und  besitzen,
sondern  muss  die  Handlungsfreiheit
seiner  Bürger  bewahren  und  frei-
heitsbeschränkende  Eingriffe  min-
imieren«. Vor der mittels legalen Waf-
fenerwerbs  gestärkten  Handlungs-
fähigkeit  AfD-wählender  »Sicherheit-
s«trupps kann einem nur grausen.

Am besten ist, die Leute haben kein
R e s s e n t i m e n t  i m  K o p f .  A m
zweitbesten, sie trauen sich nicht, es
rauszulassen. Den besten Zustand hat-
ten  wir  nie.  Der  zweitbeste  hat  oft
einigermaßen  gehalten.  Doch  damit
ist es jetzt auch vorbei. Der »Lügen-
presse«-Vorwurf ist für viele so sexy,
weil  die meisten Mainstream-Medien
bis jetzt nicht auf der offen fremden-
feindlichen  Welle  mitschwimmen.
Ganz anders als in der Pogromzeit An-
fang der neunziger Jahre, wo so eine
Parole aus schlechten Gründen nicht
aufkam. Doch wenn alle Facebook kön-
nen,  braucht  man  keine  Bild,  um
mitzuteilen, was man denkt und sich
gegenseitig zu bestärken. Im Überbie-
tungswettbewerb menschenverachten-
den Hasses kann man sich heutzutage
unmittelbar seiner Anzahl und Stärke
vergewissern.  Alle  Hoffnungen  von
Sozialdemokraten  und  Linken,  eine
steigende Wahlbeteiligung verschaffe
ihnen  Zulauf,  erwiesen  sich  als
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trügerisch. Das Gegenteil ist der Fall.
Steigt  bei  den nächsten Wahlen die
Beteiligung weiter, sind noch schlim-
mere  Ergebnisse  zu  befürchten.  Die
konformistische Rebellion hat erst be-
gonnen. Es ist kein Zufall, dass Volks-
abstimmungen heute vorwiegend von
rechts gefordert werden. Es hat Meth-
ode, dass AfD-Funktionäre ständig von
Demokratie reden. Die Losung der »di-
rekten Demokratie« wird zum Kampf-
programm gegen Humanität und Men-
schenrechte.

Sollte  Angela  Merkels  schmutziger
Deal  mit  der  Türkei  funktionieren  –
ich gebe dir die Milliarden, du machst
dafür die Drecksarbeit, könnte sie den
Volkszorn besänftigen und ihrer Kar-
riere ein weiteres Glanzstück hinzufü-
gen. Ihr »freundliches Gesicht« wäre
auf  ewig  ins  kollektive  Gedächtnis
eingeschrieben,  obwohl  sie  im
Wesentlichen das Gegenteil  tut.  Bei-
des würde sich für sie und ihre Partei
auszahlen.  Doch  auch  wenn  einem
Merkels  Pirouetten  zuwider  sind,
kann man sich nicht wünschen, dass
der  Traum  von  Pegida,  AfD  und
Wladimir  Putin  Wirklichkeit  wird.
»Merkel  muss  weg«  ist  nicht  ohne
Grund der innigste Wunsch der Reak-
tionäre.  Denn  nach  Lage  der  Dinge
käme derzeit nur Schlechteres nach.
Diese  Vorstellung  ist  übrigens  auch
für Israel beunruhigend. »Mit großer
Skepsis«,  schrieb  Botschafter  Yakov
Hadas-Handelsman,  »beobachte  ich,
wenn Menschen, die auf der Straße of-
fen  gegen  Flüchtlinge  protestieren,
plötzlich  israelische  Flaggen  sch-
wenken. Das war in jüngster Zeit gele-
gentlich  zu  beobachten.  Ausländer-
feindliche  Menschen  sprechen  von

›uns Juden und Christen‹ und bezeich-
nen  den  Islam  als  gemeinsamen
Feind. Das ist Unsinn.« Für die AfD
gilt allemal, was James Kirchick über
Donald  Trump  schrieb:  »Er  ist  der
Kandidat  des  Mobs,  und  der  Mob
richtet sich am Ende immer gegen die
Juden.«

Welche  Zukunft  hat  die  AfD?  Zwar
wird sie, sollte Merkels »Entschärfung
der  Flüchtlingskrise«  funktionieren,
auch  in  den  kommenden  Wah-
lkämpfen  mit  einer  variierten  Sch-
mutzkampagne  punkten  können.
D i e s e  w i r d  a u f  » d e n  I s l a m «
fokussieren und doch gar nichts mit
notwendiger  Religionskritik,  aber
alles  mit  Hass  auf  Muslime  zu  tun
haben. Munition dafür werden ihr im
Wortsinn die nächsten zu befürchten-
den jihadistischen Terrorattacken lie-
fern. Allerdings kann auch die AfD auf
Dauer  nicht  nur  von  Kampagnen
leben. Wie es mit ihr weitergeht, wird
daher  langfristig  im  Wesentlichen
davon abhängen, ob sie ihr nationales
Outfit  mit  einem  sozialen  zu  kom-
binieren vermag. Frauke Petry und an-
dere wittern das. Ruckzuck verschwan-
den jedenfalls einige allzu neoliberal
anmutenden  Passagen  eines  ersten
P r o g r a m m e n t w u r f s  i n  d e r
Versenkung. Möglicherweise könnten
also die an sich löblichen Bemühun-
gen  von  sozialdemokratischer  und
gewerkschaftlicher  Seite,  die  Partei
als  »kalt  und  unsozial«  (Verdi)  zu
brandmarken,  schnell  verpuffen.  Ob
die AfD diesen Weg gehen oder an in-
neren Auseinandersetzungen darüber
zerbrechen und sich als Durchgangss-
tation  zu  etwas  anderem  erweisen

wird, ist offen. Doch die Voraussetzun-
gen  für  eine  antiwestlich-national-
-sozial  ausgerichtete  Massenpartei
waren in der Bundesrepublik Deutsch-
land noch nie so günstig wie heute.

Obwohl  sich  manche  mächtig  dafür
ins Zeug legen, wird die Linkspartei
das nicht werden. Eher geht sie unter.
Denn Wagenknecht mag noch so oft
»verwirktes Gastrecht« bemühen, Os-
kar Lafontaine noch so viele »Dampfer
mit Flüchtlingen in die USA schicken«
wollen – rechte Parolen wurden schon
immer  mit  der  Wahl  des  Originals
beantwortet.  Diesen  selbstzer-
störerischen Kurs beschritt bereits die
KPD,  die  den  Nazis  in  den  frühen
dreißiger  Jahren  auf  dieselbe  Weise
das Wasser abgraben wollte. Doch die
Geister der Vergangenheit spuken jet-
zt häufiger durch die Partei. Nicht nur
Lafontaine  unterstellt  kritischen
Genossen, sie betrieben das Geschäft
»der  Geheimdienste«.  Stalin  lässt
grüßen.  Antiwestlich,  national  und
sozial ist keine Antwort auf Rechts. Es
ist Rechts. Die Linke muss entschei-
den, ob sie sich glasklar davon trennt
oder auf dem Zug in den Abgrund mit-
fährt.

Zuerst erschienen in Jungle World
Nr. 14, 7. April 2016.
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